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Die Kritik am bisherigen Wirtschaften
hebt zunächst darauf ab, dass wir »Wohl-
fahrt« nicht richtig messen, dass der zentra-
le Indikator »Bruttoinlandsprodukt« (BIP)
wichtige Aspekte des menschlichen und
gesellschaftlichen Wohlergehens nicht er-
fasst. Mittlerweile gibt es mehrere Vor-
schläge, die Messgröße BIP durch einen
angemesseneren »Nationalen Wohlfahrts-
index« zu ersetzen. Aber die Kritik zielt
auch auf die Art unseres Wirtschaftens
selbst und nicht nur auf die Messung seines
Ergebnisses ab. Unser derzeitiges Wirt-
schaften zerstört die natürliche Umwelt,
unterwirft das individuelle und soziale Le-
ben der Menschen in übermäßiger Weise
der Kapitalverwertung – durch die Einbin-
dung in den arbeitsteiligen kapitalistischen
Produktionsprozess zu Lasten der »Lebens-
welt« und durch die Verkürzung von Le-
bensgenuss auf Konsum. Ferner verwehrt
es Teilen der Bevölkerung einen angemes-
senen Wohlstand, der dem gesellschaft-
lichen Wirtschaftspotenzial entsprechen
würde.

Es wird nun gefordert, Wirtschaft und
Gesellschaft stärker auf das »Glück« der
Menschen auszurichten, auf die Belange,
die den Menschen wichtig sind, auch wenn
sie sich nicht im Markt als Nachfrage arti-
kulieren. Wie kann das gelingen? Ein um-
fassender nationaler Wohlfahrtsindex mag

der Politik als Orientierung für das Ziel
dienen, aber er zeigt nicht den Weg dort-
hin.

Wenige würden die marktwirtschaft-
liche »Wohlstandsmaschine« prinzipiell
in Frage stellen. Denn erstens ist den
Menschen der materielle Wohlstand zu
wichtig und zweitens ist kein effizienter
Ersatz für den marktwirtschaftlichen Me-
chanismus und die am Markt orientierte
unternehmerische Initiative zu erkennen.
Vielmehr geht es darum, an zentralen Be-
grenzungen des Marktgeschehens anzu-
setzen, nämlich daran, dass Märkte nur
Wünsche und Bedürfnisse bedienen, hin-
ter denen Kaufkraft steht, dass Produ-
zenten und Verbraucher tendenziell ver-
schwenderisch mit Dingen umgehen, für
die sich kein Marktpreis bildet und letzt-
lich, dass die Anbieter auf manchen Märk-
ten so stark sind, dass sie den Präferenzen
der Nachfrager wenig Beachtung schen-
ken müssen.

Alfred Pfaller

Immer mehr Wohlstand oder Wohlbefinden für alle?
Wegskizze für den Übergang in eine »Glücksökonomie«

Die alte Weisheit, dass Geld allein nicht glücklich macht, ist heute zu einer brisan-
ten Herausforderung an unser Wirtschaftssystem geworden. Dem Wirtschaften,
das darauf ausgerichtet ist, immer mehr Güter und Dienstleistungen für den
Markt bereitzustellen, wird vorgeworfen, wichtige Aspekte menschlichen und ge-
sellschaftlichen Wohlergehens systematisch zu vernachlässigen. Doch wie ist ein
Umsteuern möglich?
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Soziale Teilhabe: Arbeitsmarkt
und öffentliche Güter

In einer »guten« Gesellschaft muss Kauf-
kraft so verteilt sein, dass die ganze Bevöl-
kerung angemessen am nationalen Wohl-
stand teilhaben kann. Das ist nicht nur ge-
recht, sondern auch gut für das gesamtge-
sellschaftliche Wohlbefinden. Dafür gibt es
überwältigende Evidenz. Die Ursachen so-
zialer Exklusion und die Wege zu ihrer
Überwindung können hier nicht diskutiert
werden. Aber die doppelte These sei ge-
wagt, dass die Machtverhältnisse im Ar-
beitsmarkt entscheidend sind und dass
kräftiges Wirtschaftswachstum hier ega-
litärere Verhältnisse begünstigt (nicht ga-
rantiert!). Wichtig für soziale Teilhabe ist
außerdem der einkommensunabhängige
Zugang zu wesentlichen »Gütern« wie Bil-
dung, Gesundheitsfürsorge und Rechtspre-
chung. Auch ein gut ausgestatteter öffent-
licher Raum (Kultur, Spiel- und Sportgele-
genheiten etc.) mildert die Bedeutung indi-
vidueller Kaufkraftunterschiede ab. Dem
Gegensatz »BIP versus Glück« entspricht
auch ein gewisser Gegensatz zwischen pri-
vatem Konsum und der Bereitstellung öf-
fentlicher Güter. Der Bürger hat hier die
Entscheidung.

Eigentumsrechte für freie Güter

Gegen den verschwenderischen Umgang
mit freien Gütern bieten sich die gleichen
staatlichen Sanktionen an, die auch an-
sonsten Eigentumsrechte gewährleisten.
Die Beeinträchtigung traditionell freier
Güter (Atmosphäre, Gewässer, Landschaft
etc.) ist an restriktiv gehandhabte Geneh-
migungen zu binden, für die sich ein Markt-
preis bilden kann und deren Übertretung
wie Diebstahl behandelt wird. Die Ein-
grenzung der Nutzungsrechte obliegt dem
politischen Entscheidungsprozess. Dabei
zeigt sich freilich, dass diese Eingrenzung
nicht nur auf den Widerstand von Parti-

kularinteressen stößt, sondern schnell
auch auf den breiterer Bevölkerungsgrup-
pen, die – zu Recht oder zu Unrecht – die
wirtschaftlichen Kosten fürchten. Der Ein-
wand, dies sei kurzsichtig, da die Kosten
der Umweltschädigung die der voraus-
schauenden Umweltschonung schon bald
bei Weitem übersteigen (das Nachhaltig-
keitsargument), ist zum Teil richtig. Aber
warum ist diese Kurzsichtigkeit so schwer
überwindbar?

Die Abhängigkeit der Lebenswelt
vom Markterfolg

Hier tritt ein Konflikt zutage, der weit über
die Umweltfrage hinaus das Verhältnis von
BIP und »Glück« prägt. Die Herstellung
des materiellen Wohlstands, auf den die
Menschen nicht verzichten wollen, er-
wächst aus dem ständigen Konkurrenz-
kampf profitorientierter Unternehmen,
deren technische und organisatorische In-
novationen stets neue Strukturen (u.a.
räumliche Strukturen) schaffen und damit
bestehende Lebensmuster in Frage stellen.
Fortgesetzter Wohlstand hängt davon ab,
dass Standortregionen sich ständig aufs
Neue günstig positionieren, um damit auch
die Grundlage für die fast immer räumlich
eingegrenzte Lebenswelt der Menschen zu
sichern. Die Option eines Ausklinkens aus
dieser Dynamik und eines Einlassens auf
ein »Genug« gibt es meist nicht.

Der Schutz der Lebenswelt gegen »ex-
zessive« Anforderungen der Wirtschaft
kann nicht gelingen, wenn die Wirtschaft
nicht mitspielt. Es kommt darauf an, die
Präferenzverschiebung vom BIP zum
»Glück« mit der Dynamik der kapitalis-
tischen Akkumulation zu verknüpfen. Da-
bei ließe sich Erhebliches durch nachfrage-
verschiebende institutionelle Weichenstel-
lungen erreichen.Aber die globale Konkur-
renz setzt der zentralen Regulierung, etwa
um »Unterbietungswettbewerb« zu Lasten
der Lebenswelt zu unterbinden, auch deut-
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liche Grenzen. Das gilt selbst für die EU
mit ihrem großen Binnenmarkt. Und es gilt
noch mehr für »ethisch bewusste« Konsu-
menten.

Reallöhne versus Lebensqualität

Wesentliche Weichen für mehr Lebens-
qualität werden auf dem Arbeitsmarkt ge-
stellt (Freizeit, Freiheit von Stress, Frei-
räume für Familien- und Gemeinschafts-
leben). Hier ist eine Abkehr von der vor-
rangigen Wachstumsorientierung auch de-
zentral möglich. Arbeitnehmer, die einem
Mehr an Lebensqualität den Vorzug geben,
bieten den Unternehmen Lohnkonzessio-
nen an, die die Produktivitätseinbußen,
welche mit der Option für Lebensqualität
(anfänglich) einhergehen, abgelten. Nach
diesem Muster wurde über viele Jahrzehn-

te hinweg ein Teil der gewaltigen indus-
triellen Produktivitätsfortschritte nicht in
Reallohn-, sondern Freizeitzuwächse wei-
tergegeben. Das Muster ließe sich flexibel
ausweiten (z.B. individuell längerer Urlaub,
Ansparprogramme für längere Auszeiten
usw.), wenn Unternehmen und Gewerk-
schaften sich hierauf einlassen. Die Wirt-
schaft würde Derartiges unschwer verkraf-
ten. Eine breitere Akzeptanz auf Arbeit-
nehmerseite erfordert allerdings Stunden-
löhne, die einen Spielraum für das »Er-
kaufen« von mehr Lebensqualität zulassen.
Dies unterstreicht noch einmal die zentra-
le Bedeutung der Verteilungsfrage für den
Übergang zu einer »Glücksökonomie«.

Daneben gibt es auch ein großes Po-
tenzial für produktivitätsneutrale bzw. gar
produktivitätsfördernde »Glückszuwäch-
se«, auf das seit Langem der Ansatz der
»Qualität des Arbeitslebens« abhebt.
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Die letzten Jahre haben eines sehr deutlich
vor Augen geführt: Politik und Politiker
haben an Glaubwürdigkeit,Vertrauen und
an ihrer Orientierungsfunktion verloren.
Weniger Menschen gehen zur Wahl oder
beteiligen sich an politischen Diskussio-
nen, immer mehr Menschen haben Zwei-
fel an unserer gesellschaftlichen und wirt-
schaftlichen Ordnung. Politikverdrossen-
heit, Politikdistanz oder sogar -abstinenz
in Deutschland sind spürbar und greifbar
geworden.

Das kommt nicht von ungefähr. Zum
Teil verliert sich Politik in abgeschliffe-

nen Allgemeinplätzen, in abgestimmten
Sprachregelungen mit wenig Inhalt, und
schiebt angebliche Sachzwänge vor. Politik
muss aber in der Lage sein,Themen,Trends,
Meinungen, Empfindungen und Fehlent-
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Ein Neuer Fortschritt ist möglich

Ein Nachrichtenmagazin hat es kürzlich treffend ausgedrückt: Politik muss, frei
nach Goethe, »ein Bild in der Seele« machen. Sie muss einen Nerv treffen, Ziele
definieren, einen Wertehorizont eröffnen. Ideen müssen dazu taugen, Hoffnung
zu machen und Begeisterung zu wecken. Das Konzept vom Neuen Fortschritt
könnte der entscheidende Schritt in diese Richtung sein.
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